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UNO Organisation der Vereinten Nationen
SECO Staatssekretariat für Wirtschaft
APK-SR Aussenpolitische Kommission des Ständerates
NGO Nichtregierungsorganisation
OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung
SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
GPK-NR Geschäftsprüfungskommission des Nationalrates
APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates
EU Europäische Union
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
DEZA Direktion für Entwicklung und Zusammenarbeit
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
BAWI Bundesamt für Aussenwirtschaft
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Verminderung steuerlicher

Bemessungsgrundlagen und das grenzüberschreitende Verschieben von
Gewinnen durch multinationale Konzerne)

UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the
Near East

SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets

ONU Organisation des Nations unies
SECO Secrétariat d'Etat à l'économie
CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
ONG Organisation non gouvernementale
OCDE Organisation de coopération et de développement économiques
CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
CDG-CN Commission de gestion du Conseil national
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne
EEE l'Espace économique européen
DDC Direction du développement et de la coopération
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
OFAEE Office fédéral des affaires économiques extérieures
BEPS Base Erosion and Profit Shifting (Erosion de la base d'imposition et

transfert des bénéfices)
UNRWA United Nations Relief and Works Agency for Palestine Refugees in the

Near East
SIFEM Swiss Investment Fund for Emerging Markets
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Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Jahresrückblick 2020: Aussenpolitik

Nebst dem Dauerbrenner «Institutionelles Rahmenabkommen» hielten auch die
Auswirkungen der Corona-Krise im Bereich der Aussenpolitik das Parlament und den
Bundesrat auf Trab. Sie waren aber beileibe nicht die einzigen Themen, welche die
Schweizer Aussenpolitik im Jahr 2020 prägten. 

Mitte März beschloss der Bundesrat aufgrund der Corona-Pandemie die Einführung von
Schengen-Grenzkontrollen – und damit faktisch die Schliessung der Grenzen – zu allen
Nachbarländern mit Ausnahme Liechtensteins. Diese Restriktionen wurden in den
darauffolgenden Wochen auf die Schengen-Aussengrenzen und Flüge aus sämtlichen
Schengen-Staaten ausgeweitet. Kurz darauf ergriff das EDA erste Massnahmen, um den
im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern die Rückreise in die Schweiz zu
erleichtern. Da diese Massnahmen bereits nach wenigen Tagen nicht mehr ausreichten,
da abgesagte Flüge und geschlossene Grenzen die eigenständige Rückreise
verunmöglichten, initiierte das EDA die bis anhin grösste Rückholaktion von Schweizer
Reisenden aller Zeiten. Im Rahmen dieser Aktion führten Edelweiss und Swiss bis Ende
April Repatriierungsflüge für rund 7000 Personen durch. Mit dem Abflachen der ersten
Infektionswelle wurde im Mai rasch der Ruf nach einer möglichst baldigen Öffnung der
Grenzen zu Deutschland und Frankreich und der Wiederherstellung der
Personenfreizügigkeit laut. Trotz des Drängens der Parlamentarierinnen und
Parlamentarier führte der Bundesrat Lockerungen erst wie geplant im Juni ein. 

Das Evergreen der Schweizer Aussenpolitik, das institutionelle Rahmenabkommen,
geriet ob der Corona-Krise bisweilen fast ein wenig in Vergessenheit, gewann aber
spätestens nach der Ablehnung der Begrenzungsinitiative an der Urne wieder an
Bedeutung. Das hatte einerseits mit einer Erklärung der Sozialpartner zu tun, welche
sich nicht hinter die zuletzt vorgestellte Fassung des Rahmenabkommens stellen
wollten. Andererseits sorgte aber vor allem auch die Absetzung des bisherigen EU-
Chefunterhändlers – Roberto Balzaretti – und die damit einhergehende Ernennung von
Livia Leu zur neuen Staatssekretärin und Chefunterhändlerin für mediale Schlagzeilen.
Während zahlreiche Parlamentarierinnen und Parlamentarier den Nutzen des Wechsels
in Frage stellten und den Bundesrat für seinen Personalverschleiss kritisierten, zeigten
Vertreter der EU wenig Verständnis für erneute Verzögerungen aufseiten der Schweiz.
Durch die Annahme eines Postulats Nussbaumer(sp, BL; Po. 18.3059) forderte das
Parlament vom Bundesrat derweil die Möglichkeit der parlamentarischen Mitwirkung in
den Angelegenheiten Schweiz-EU, sofern das Rahmenabkommen angenommen werden
sollte. Deutlich weniger polarisierend waren die Genehmigung und Umsetzung des
Europäischen Reiseinformations- und Genehmigungssystems für den Schengen-Raum
sowie eine nötig gewordene Änderung des Ausländer- und Integrationsgesetzes, die
vom Ständerat einstimmig angenommen wurden.

Neben diesen zwei zentralen Aspekten tat sich aber in der Aussenpolitik 2020 noch
einiges: Begonnen hatte das aussenpolitische Jahr im Januar mit der Veröffentlichung
der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, die erstmals im Rahmen eines
interdepartementalen Prozesses erarbeitet worden war, um die Kohärenz zwischen
Innen- und Aussenpolitik zu verbessern. Frieden und Sicherheit, Wohlstand,
Nachhaltigkeit sowie Digitalisierung bildeten die vier inhaltlichen Schwerpunkte der
Strategie. Im Februar folgte sodann die Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024, welche den Handlungsrahmen für die Bereiche der
Entwicklungszusammenarbeit, der humanitären Hilfe, der Förderung des Friedens und
der menschlichen Sicherheit vorgab. Im Vergleich zur Strategie der Vorperiode (2017-
2020) wurden die Beendigung der extremen Armut und die Bekämpfung des
Klimawandels stärker gewichtet. 

Von besonderer Bedeutung für die Schweizer Aussenpolitik ist traditionsgemäss die
Rolle der Schweiz in internationalen Organisationen aber auch als Sitz ebenjener. Die
Kandidatur für ein nichtständiges Mandat im UNO-Sicherheitsrat 2023/24
beschäftigte das Parlament im abgelaufenen Jahr auf ganz unterschiedliche Weise.
Während Roland Büchel (svp, SG) noch immer für einen Verzicht auf die Kandidatur

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.22 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



kämpfte, sorgte sich die Aussenpolitische Kommission des Ständerats vor allem um den
Einbezug des Parlaments im Falle eines Erfolgs. Für den Bundesrat stand die Kandidatur
ausser Frage, was er unter anderem durch die Erwähnung in der Aussenpolitischen
Strategie zementierte. Er argumentierte überdies, dass das Mandat nicht zuletzt auch
der Standortförderung des internationalen Genfs diene. Die Wettbewerbsfähigkeit
Genfs wurde 2020 auch durch die Finanzhilfen an die Internationale Fernmeldeunion
und die Strategie zur Digitalaussenpolitik, mit welcher Genf zum Zentrum der
internationalen Gouvernanz im Bereich Cyberspace gemacht werden soll, gefördert. Die
SVP bemühte sich zudem um den Rückzug der Schweiz vom UNO-Flüchtlingspakt und
eine Senkung des Finanzbeitrags an die UNRWA, fand aber keine Unterstützung über die
Fraktionsgrenzen hinaus. 

In der Entwicklungspolitik gaben vor allem die Kapitalerhöhungen der Weltbankgruppe
und der Afrikanischen Entwicklungsbank Anlass zu ausführlichen Ratsdebatten. Zwei
Minderheiten der Ratsrechten setzten sich für ein Nichteintreten ein und begründeten
ihre Ablehnung unter anderem mit der finanziellen Belastung der Schweiz in der
Corona-Krise, die solche Ausgaben nicht zuliesse. Im Endeffekt nahmen beide Räte die
Krediterhöhungen an, genauso wie einen von der APK-NR beantragten Nachtragskredit
für die humanitäre Hilfe.

Ferner beschäftigte sich das Parlament ausgiebig mit dem Umgang der Schweiz mit dem
Brexit. Im Rahmen der sogenannten Mind-the-Gap-Strategie setzten sich die Räte
unter anderem mit einem Abkommen zur Fortsetzung der Personenfreizügigkeit
auseinander und loteten eine vertiefte wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem
Vereinigten Königreich aus. In beiden Fällen sprach sich das Parlament mit grosser
Mehrheit für die Kooperation mit Grossbritannien aus. 
Im Nachgang des 2019 gefällten EDA-Entscheids zu den Tätigkeiten der Pilatus AG in
Saudi-Arabien und den Vereinigten Arabischen Emiraten veröffentlichte der Bundesrat
Anfang Jahr einen Bericht zur Überprüfung des Bundesgesetzes über die im Ausland
erbrachten Sicherheitsdienstleistungen. Er beschloss die Prüfung einer
Gesetzesrevision, weshalb im Juni eine Motion der SIK-NR zur gleichen Thematik
abgelehnt wurde. 
Wenn auch inhaltlich nicht sonderlich bedeutsam, war die schiere Menge an
Anpassungen von Doppelbesteuerungsabkommen im Jahr 2020 dennoch
bemerkenswert. Grund für die Änderungsprotokolle waren die neuen OECD-
Mindeststandards, denen sich die Schweiz im Rahmen des BEPS-Übereinkommens
bereits im vergangenen Jahr unterworfen hatte. Zudem genehmigte das Parlament auch
das lange Zeit sistierte Doppelbesteuerungsabkommen mit Saudi-Arabien.
Obwohl die Genfer Standesinitiative für ein Referendum über das
Freihandelsabkommen mit Mercosur (Kt.Iv. 19.313) im März noch klar vom Ständerat
abgelehnt worden war und sich mehrere Kantone bereits im vergangenen Jahr erfolglos
gegen das Freihandelsabkommen mit Indonesien gewehrt hatten, zeichnete sich
allmählich ein Wandel in der Schweizer Aussenwirtschaftspolitik ab. Im Juni kam es mit
dem erfolgreichen Referendum gegen das Wirtschaftspartnerschaftsabkommen mit
Indonesien nun zu einer Anomalie in der Schweizer Wirtschaftspolitik. Erst einmal hatte
die Bevölkerung über ein Abkommen im Bereich der Aussenwirtschaft abstimmen
können – wobei die Abstimmung über den EWR dem ausserordentlichen
obligatorischen Referendum unterlegen hatte – und noch nie war bisher ein
fakultatives Referendum zu einem Freihandelsabkommen zustande gekommen.  

Die Corona-Krise wirkte sich erwartungsgemäss auch auf die Themenkonjunktur in den
Zeitungen aus. So sank die Zahl der aussenpolitischen Artikel von über 10 Prozent im
Dezember 2019 auf 4 Prozent im April 2020. Wenig erstaunlich waren Artikel zu
zwischenstaatlichen Beziehungen überaus stark vertreten, was sich mit den
Grenzschliessungen/-öffnungen und den Quarantänebestimmungen erklären lässt.
Gegen Jahresende nahm die Berichterstattung zu Europa, die im Vergleich zu den
Vorjahren unterdurchschnittlich ausfiel, etwas zu. Grund hierfür war das
Rahmenabkommen, dessen Verhandlung nach der Abstimmung zur
Begrenzungsinitiative weiter vorangetrieben wurde. 1
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Beziehungen zu internationalen Organisationen

Parachevé au mois de novembre 1995, le rapport de la Commission de gestion du
Conseil national concernant l'inspection des services de la Confédération chargés de
l'aide aux Etats d'Europe de l'Est a été officiellement publié. Cette inspection - jugée
nécessaire à plusieurs reprises en raison de la mise en exergue dès 1992 de problèmes
touchant aussi bien l'opportunité des projets que l'organisation interne de
l'administration concernant la gestion des crédits de programme - a principalement
porté sur les objectifs et instruments de l'aide, sa cohérence dans son ensemble, les
structures d'organisation ainsi que le déroulement et la mise en oeuvre de la
coopération helvétique avec les pays bénéficiaires. Bien que le rapport de la
commission ne s'attache pas à déterminer si l'aide à l'Europe de l'Est est opportune en
soi, ce document comporte néanmoins certaines recommandations dans l'optique de
rendre plus cohérent et plus efficace le soutien de la Confédération dans ce domaine:
parmi celles-ci, la nécessité de renforcer la collaboration et la coordination entre
l'OFAEE et le Bureau de coopération pour l'Europe de l'Est (BCE), d'améliorer la
complémentarité entre l'assistance technique et l'aide financière et de fixer des
objectifs davantage contraignants afin de rendre possible un examen de l'efficacité des
projets. Conformément au souhait exprimé par la Commission de gestion, le Conseil
fédéral devrait lui transmettre un rapport sur les mesures prises à la suite de cette
inspection avant la fin mars 1997. Relevons que les critiques grandissantes quant à
l'efficacité du soutien fourni par la Confédération à l'Europe de l'Est ainsi que les
restrictions budgétaires opérées dans ce domaine avaient déjà conduit le
gouvernement à réorienter en 1995 sa politique d'aide en faveur de ces pays. 2

BERICHT
DATUM: 19.06.1996
LIONEL EPERON

Conformément au souhait qu'avait exprimé la Commission de gestion (CdG) du Conseil
national lors de la remise de son rapport concernant l'inspection des services de la
Confédération chargés de l'aide à l'Europe de l'Est (DDC et OFAEE), le gouvernement a
publié un compte rendu des différentes mesures correctives prises dans ce domaine.
Dans ce bref document, le Conseil fédéral s'attache à passer en revue les dix
recommandations formulées par la CdG en mentionnant chaque fois les améliorations
correspondantes apportées depuis lors. Les plus importantes concernent la
collaboration entre les services de la coopération technique et de l'aide financière, les
critères d'octroi de cette dernière, l'évaluation des expériences et de l'efficacité des
projets ainsi que la lutte contre la corruption. D'une manière plus générale, le
gouvernement a profité de ce rapport pour souligner le bien-fondé de la réorientation
amorcée en 1995 en matière d'aide aux pays de l'Est qui met désormais l'accent sur la
région des Balkans. 3

BERICHT
DATUM: 10.09.1997
LIONEL EPERON

Etwas weniger als ein Jahr nach Annahme des Postulats der APK-NR legte der Bundesrat
seinen diesbezüglichen Bericht über die Umsetzung der seit 2016 bestehenden
Umwelt- und Sozialstandards der Weltbankgruppe vor. Der Bundesrat war dazu
angehalten worden zu überprüfen, inwieweit die Standards den politischen Leitlinien
der Schweiz entsprechen, wie die Schweiz Einfluss darauf nehmen kann und wo
Verbesserungsbedarf besteht. Der Bericht gab einerseits eine Übersicht über die
zahlreichen ökologischen und sozialen Risiken, die durch die seit 2018 angewendeten
Anforderungen für Investitionsprojekte minimiert werden sollen. Dies seien
Anforderungen in den Bereichen Ressourcenverbrauch und Umweltverschmutzung,
Biodiversität, Ernährungssicherheit, Arbeitsrechte und Arbeitsbedingungen,
Gesundheit und Sicherheit, Umsiedlungen, Schutz von indigenen Bevölkerungsgruppen
und Schutz des kulturellen Erbes. Der Bundesrat vermerkte im Bericht, dass die Schweiz
als Vertreterin einer gemischten Stimmrechtsgruppe vor allem als Brückenbildnerin
zwischen Industriestaaten und Schwellen- sowie Entwicklungsländern eine wichtige
Rolle bei der Erarbeitung der revidierten Standards eingenommen habe. Diese
Regelungen würden demnach auch den Vorgaben der Aussenpolitischen Strategie
2020-2023 und der Strategie der internationalen Zusammenarbeit 2021-2024
entsprechen. Die bisherigen Erfahrungen hätten gezeigt, dass das neue Regelwerk zu
einer umfassenderen Abklärung und Berücksichtigung von Projektrisiken geführt habe;
insbesondere im Bereich der Korruptionsbekämpfung habe die Weltbank Fortschritte
gemacht. Die konkrete Umsetzung stelle für die Partnerländer aber nach wie vor eine
Herausforderung dar, weshalb eine enge Begleitung durch die Weltbank notwendig sei.
Zudem müsse man die Standards regelmässig aktualisieren und mit den Anforderungen
anderer bilateraler Geber und multilateraler Entwicklungsbanken harmonisieren. In
Zukunft werde sich die Schweiz verstärkt dafür einsetzen, dass die Weltbank weiterhin

BERICHT
DATUM: 21.10.2021
AMANDO AMMANN

01.01.65 - 01.01.22 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



genügend Ressourcen zur Umsetzung der Standards bereitstellt und Standards für die
Digitalisierung entwickelt, sich für eine Verringerung von Treibhausgasemissionen
einsetzt und den Wandel hin zur Nutzung erneuerbarer Energien und einer grösseren
Energieeffizienz fördert, damit die Weltbank auch in Zukunft eine wichtige Rolle bei der
Erreichung der Agenda 2030 spielt. 4

Entwicklungspolitik

Suite à un postulat transmis en 1990 par la Commission de politique extérieure du
Conseil des Etats qui demandait au gouvernement d'élaborer un plan directeur du rôle
futur de la Suisse dans les relations Nord-Sud en vue d'une politique de développement
globale et cohérente, le Conseil fédéral a rendu son rapport sur les "Lignes directrices
Nord-Sud". Ce document souligne qu'en raison des bouleversements survenus ces
dernières années à l'échelle internationale et de la globalisation des problèmes
politiques, économiques, sociaux et écologiques, la Suisse se doit de repenser non
seulement la coopération au développement mais également l'ensemble de ses
relations avec les pays du Sud. Dans ce monde d'interdépendance croissante, les
problèmes de la pauvreté, de la croissance démographique et de l'exode rural au Sud
accentuent les migrations et compromettent la paix sociale au Nord. L'existence de la
Suisse et la sauvegarde de ses intérêts à long terme ne peuvent dès lors être garantis
que par le biais d'une politique de développement cohérente à l'égard du Sud, basée
sur une solidarité internationale renforcée. 

Les "Lignes directrices Nord-Sud" fournissent en outre un aperçu de l'ensemble des
relations de la Suisse avec les pays en développement et définissent les champs
d'action et les principes directeurs de la future politique suisse de développement.
Celle-ci visera dorénavant les mêmes objectifs que ceux de la politique extérieure de la
Suisse, à savoir la promotion de la sécurité et de la paix, l'engagement en faveur des
droits de l'homme et de la démocratie, l'accroissement de la prospérité commune, la
promotion de la cohésion sociale ainsi que la préservation du milieu naturel. Le rapport
rappelle par ailleurs que si certains pays du Sud présentent désormais des
caractéristiques de pays industrialisés, d'autres connaissent par contre des conditions
de pauvreté extrême nécessitant la poursuite de la coopération au développement. 5

BERICHT
DATUM: 07.06.1994
LIONEL EPERON

Au mois de mars de l'année sous revue, le Conseil fédéral a rendu son avis sur le
rapport d'enquête concernant les programmes de reconstruction des écoles et des
maisons individuelles mis en place par la DDC suite au tsunami au Sri Lanka. Il a relevé
que la gestion financière n'avait recélé aucun indice d'irrégularité. 6

BERICHT
DATUM: 06.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Im Mai 2014 veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht in Erfüllung des Postulats Fiala
(fdp, ZH) zur Gesundheits- und Sexualaufklärung in Entwicklungsländern. Das Postulat
hatte vom Bundesrat verlangt, aufzuzeigen, ob durch die Schweizer Entwicklungshilfe
der Zugang zu Verhütungsmitteln gewährleistet werde und inwiefern die DEZA in der
Entwicklungszusammenarbeit vermehrt die sexuelle und reproduktive Gesundheit
fördern und der Aufklärung mehr Gewicht verleihen könne. 
Der Bericht des Bundesrats hielt diesbezüglich fest, dass seit der ersten
Weltbevölkerungskonferenz 1994 in Kairo ein Paradigmenwechsel stattgefunden habe.
Während man früher das Bevölkerungswachstum durch staatliche Familienplanung und
die Abgabe von Verhütungsmitteln zu steuern versuchte, sei dieser Ansatz seither einer
gezielten Armutsbekämpfung, Geschlechtergleichstellung und Frauenförderung
gewichen. Die Schweiz lege daher grossen Wert auf Massnahmen und Rechte im
Bereich der reproduktiven Gesundheit. Unter reproduktiver Gesundheit subsummiere
man unter anderem die Gesundheitsprävention, den Zugang zur medizinischen
Gesundheitsversorgung sowie die Grundbedingungen für eine freie Entscheidung, ob,
wann und wie viele Kinder jemand haben wolle. Infolgedessen widme sich die DEZA in
diesem Bereich vornehmlich der Förderung der Muttergesundheit und
Geschlechtergleichstellung, der Bildung von Mädchen und der Ermächtigung von
Frauen. 
In den Augen des Bundesrats und des Nationalrats wurde das Anliegen des Postulats
durch den Bericht erfüllt, daher erfolgte im Juni 2016 die Abschreibung des
Vorstosses. 7
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Der Bundesrat veröffentlichte im Januar 2020 den Bericht zur Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen in Partnerländern der internationalen Zusammenarbeit
in Erfüllung des Postulats Bigler (fdp, ZH) und der Motion Imark (svp, SO; 16.3289). Beide
Vorstösse hatten mehr Transparenz hinsichtlich der Identität und der Tätigkeiten der
unterstützten Organisationen verlangt. Im Bericht listete der Bundesrat auch jene 66
NGOs auf, welche die Schweiz im Jahr 2017 in der Region Israel/Palästina unterstützt
hatte. Dabei handelte es sich um Organisationen, die israelischen oder
palästinensischen Ursprungs sind oder Projekte in der Region durchgeführt hatten.
Darüber hinaus umfasste die Liste einen kurzen Beschrieb der Aktivitäten und deren
thematischen Schwerpunkte sowie die erhaltenen Beiträge in den Jahren 2017 und
2019. Die APK-SR nahm den Bericht Ende August 2020 zur Kenntnis. 8

BERICHT
DATUM: 30.01.2020
AMANDO AMMANN

Mit einem Bericht über die Optimierung und Koordinierung der Instrumente der
Entwicklungszusammenarbeit erfüllte der Bundesrat im März 2020 die Forderung des
Postulats Bourgeois (fdp, NR). Der Bericht untersuchte die Unterschiede zwischen der
Entwicklungsfinanzierungsgesellschaft des Bundes (SIFEM) und anderen Massnahmen
der wirtschaftlichen Entwicklungszusammenarbeit, die Synergien zwischen den
unterschiedlichen Systemen und die Möglichkeit deren Verstärkung, sowie mögliche
Massnahmen, um die Wirkung der öffentlichen Entwicklungsgelder zu verbessern.
Konkret fokussierte die Analyse auf die Instrumente der Privatsektorförderung in den
Partnerländern. Der Bundesrat kam zum Schluss, dass die Zusammenarbeit mit dem
Privatsektor ein wichtiger Bestandteil der Entwicklungszusammenarbeit des Bundes
geworden sei und zukünftig eine noch grössere Rolle spielen müsse, um die
Nachhaltigkeitsziele der UNO zu erreichen. Die SIFEM sei hierfür ein geeignetes Mittel,
wobei der Bundesrat zu deren Stärkung zusätzliche Kapitalbeiträge oder die Möglichkeit
zur Nutzung von garantieähnlichen Instrumenten vorsehe. Laut Bundesrat seien aber
auch die Instrumente der klassischen Zusammenarbeit notwendig, welche mit à fonds
perdu-Beiträgen günstige Rahmenbedingungen förderten und Marktsysteme
entwickelten. Es bestünden vielfältige Synergien zwischen diesen Interventionsebenen,
die in gewissen Bereichen durchaus verstärkt werden könnten. Vor allem das
Kombinieren von öffentlichen und privaten Mitteln für die Entwicklungsfinanzierung sei
vielversprechend, wobei sowohl SECO wie auch DEZA gute Erfahrungen damit gemacht
hätten. Da der Privatsektor aber vor allem dann investiere, wenn das Risiko-Rendite-
Verhältnis ausgewogen sei und Planungssicherheit herrsche, was in vielen Regionen der
Welt nicht der Fall sei, müsse man mit neuen Massnahmen die Investitionsrisiken
minimieren, um darauf aufbauend privates Kapital zu mobilisieren. Derartige
Massnahmen müssten von der SIFEM gemeinsam mit dem SECO und der DEZA
entwickelt werden. Der Bundesrat kündigte an, insbesondere im Rahmen der
Berichterstattung über die Botschaft zur Strategie der internationalen Zusammenarbeit
2021-2024 Rechenschaft über die Implementierung dieser Massnahmen abzulegen.

BERICHT
DATUM: 06.03.2020
AMANDO AMMANN

Im Oktober 2020 publizierte der Bundesrat den Bericht «UNRWA: Rückblick und
Ausblick nach 70 Jahren» in Erfüllung eines Postulats Nantermod (fdp, VS). Der Bericht
setzte sich mit verschiedenen Aspekten der UNRWA auseinander, darunter deren
Geschichte, der Position der Schweiz, der Finanzierung des Hilfswerks, der Kritik an der
UNRWA und dem Status palästinensischer Flüchtlinge. Nebst zahlreichen Eckwerten zur
Entwicklung der Organisation gab er vor allem Einblicke in die Beziehung zwischen der
Schweiz und dem Hilfswerk. Bereits seit 1948 hatte sich die Schweiz in der Bewältigung
der Flüchtlingskrise im Nahostkonflikt engagiert und ihre Unterstützung über die
Jahrzehnte permanent ausgebaut. Nahrungsmittelhilfe, Entwicklungszusammenarbeit
mit dem Fokus auf Bildung und anderweitige humanitäre Hilfe waren dabei prägend für
die Beteiligung der Schweiz. In den vergangenen zwanzig Jahren habe sich die Schweiz
vermehrt auch in die Reformdiskussionen der UNRWA eingebracht und sei seit 2005
Mitglied der beratenden Kommission des Hilfswerks. Der Bericht legte des Weiteren
dar, dass die Schweizer Nahrungsmittelhilfen im Verlaufe der 1990er Jahre allmählich
durch erhöhte finanzielle Beiträge abgelöst worden waren und diese in jüngerer
Vergangenheit vor allem ins Programmbudget der UNRWA flossen. 2019 sei die Schweiz
mit einer Zahlung von rund CHF 20 Mio. pro Jahr am pro-Kopf-Beitrag gemessen die
fünftgrösste Geldgeberin. Zu den Zukunftsperspektiven des Hilfswerks verwies der
Bericht auf die von der Schweiz an der UNO-Generalversammlung 2019 angenommene
Verlängerung des UNRWA-Mandats um weitere drei Jahre. Die Prioritäten der Schweiz
leite diese aus der Middle East and North Africa-Strategy 2021-2024, einer
konkretisierenden Substrategie der Aussenpolitischen Strategie 2020-2023, ab. Man
werde sich vor allem auf Reformen und Projekte fokussieren, welche die Perspektiven

BERICHT
DATUM: 14.10.2020
AMANDO AMMANN
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für junge Palästinenser und Palästinenserinnen und die Kapazitäten der
Aufnahmeländer verbessern sollen. 9

Der Bundesrat beantragte im März 2021 die Abschreibung des Postulats Bigler (fdp, ZH)
sowie der Motion Imark (svp, SO; 16.3289) zur Zusammenarbeit mit
Nichtregierungsorganisationen in Partnerländern der internationalen
Zusammenarbeit. Der Postulatsbericht erfülle die Anliegen beider Vorstösse, so der
Bundesrat. Der Nationalrat schrieb beide Geschäfte in der Sommersession 2021 ab. 10

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

Mit der Publikation des Berichts «UNRWA: Rückblick und Ausblick nach 70 Jahren»
erachtete der Bundesrat das Postulat Nantermod (fdp, VS) als erfüllt und beantragte im
März 2021 dessen Abschreibung. Diesem Antrag kam der Nationalrat während der
Sommersession 2021 nach. 11

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Sommersession 2021 schrieb der Nationalrat das Postulat Bourgeois (fdp, FR) mit
dem Titel «Optimierung und Koordinierung der Instrumente der
Entwicklungszusammenarbeit» ab. Der Bundesrat hatte die Abschreibung beantragt, da
der gleichnamige Postulatsbericht das Anliegen erfüllt habe. 12

BERICHT
DATUM: 10.06.2021
AMANDO AMMANN

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Aussenpolitik 
2) BO CE, 1996, p. 493.; BO CN, 1996, p. 941.; FF, 1996, II; p. 897 ss.
3) FF, 1997, IV, p. 1189 ss.; presse du 26.3.97.
4) Bericht des Bundesrats vom 20.10.21
5) BO CE, 1990, p. 523 s.; Rapport du Conseil fédéral sur les relations Nord-Sud de la Suisse dans les années 90
6) FF, 2009, p. 1949 ss.
7) BBl, 2016, S. 2893ff.; Bericht des Bundesrats vom 28.5.14
8) Bericht Bundesrat vom 29.1.20; Medienmitteilung APK-SR vom 31.8.20
9) Bericht BR vom 14.10.20
10) BBl, 2021 747
11) BBl, 2021 747
12) BBl, 2021 747
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